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a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Das nach § 21 der Abgabenordnung für die Umsatzbesteuerung des Un-
ternehmers zuständige Finanzamt kann die nach Absatz 1 Satz 1 bis 3 erteilte Um-
satzsteuer-Identifikationsnummer begrenzen, wenn ernsthafte Anzeichen vorlie-
gen oder nachgewiesen ist, dass die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer zur Ge-
fährdung des Umsatzsteueraufkommens verwendet wird. Dies gilt auch, soweit 
das Umsatzsteueraufkommen anderer Mitgliedstaaten gefährdet wird.“ 

b) Nach Absatz 2 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Außerdem übermitteln die Landesfinanzbehörden dem Bundeszentralamt für 
Steuern die nach Absatz 1a erforderlichen Daten.“ 

Artikel 10 

Weitere Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Das Umsatzsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 9 dieses Gesetzes geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu § 18h folgende Angaben eingefügt: 

„§ 18i Besonderes Besteuerungsverfahren für von nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unternehmern er-
brachte sonstige Leistungen 

§ 18j Besonderes Besteuerungsverfahren für den innergemeinschaftlichen Fernverkauf, für Lieferungen innerhalb 
eines Mitgliedstaates über eine elektronische Schnittstelle und für von im Gemeinschaftsgebiet, nicht aber im 
Mitgliedstaat des Verbrauchs ansässigen Unternehmern erbrachte sonstige Leistungen 

§ 18k Besonderes Besteuerungsverfahren für Fernverkäufe von aus dem Drittlandsgebiet eingeführten Gegenstän-
den in Sendungen mit einem Sachwert von höchstens 150 Euro“. 

2. Nach § 18h werden die folgenden §§ 18i, 18j und 18k eingefügt: 

„§ 18i 

Besonderes Besteuerungsverfahren für von nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässi-
gen Unternehmern erbrachte sonstige Leistungen 

(1) Ein nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässiger Unternehmer, der nach dem 
30. Juni 2021 als Steuerschuldner sonstige Leistungen an Empfänger nach § 3a Ab-
satz 5 Satz 1 im Gemeinschaftsgebiet erbringt, für die er dort die Steuer schuldet und 
Umsatzsteuererklärungen abzugeben hat, hat anzuzeigen, wenn er an dem besonde-
ren Besteuerungsverfahren entsprechend Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 2 der Richtli-
nie 2006/112/EG des Rates in der Fassung von Artikel 2 Nummer 14 bis 20 der Richt-
linie (EU) 2017/2455 des Rates vom 5. Dezember 2017 zur Änderung der Richtli-
nie 2006/112/EG und der Richtlinie 2009/132/EG in Bezug auf bestimmte mehrwert-
steuerliche Pflichten für die Erbringung von Dienstleistungen und für Fernverkäufe von 
Gegenständen (ABl. L 348 vom 29.12.2017, S. 7) teilnimmt. Die Anzeige ist der zu-
ständigen Finanzbehörde eines Mitgliedstaates der Europäischen Union nach amtlich 
vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung zu übermitteln; zuständige 
Finanzbehörde im Inland ist insoweit das Bundeszentralamt für Steuern. Die Anzeige 
hat vor Beginn des Besteuerungszeitraums (§ 16 Absatz 1c Satz 1) zu erfolgen, ab 
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dessen Beginn der Unternehmer von dem besonderen Besteuerungsverfahren Ge-
brauch macht. Eine Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren ist dem 
Unternehmer nur einheitlich für alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union und alle 
sonstigen Leistungen an Empfänger nach § 3a Absatz 5 Satz 1 im Gemeinschaftsge-
biet möglich. Die Anwendung des besonderen Besteuerungsverfahrens kann nur mit 
Wirkung vom Beginn eines Besteuerungszeitraums an widerrufen werden. Der Wider-
ruf ist vor Beginn des Besteuerungszeitraums, für den er gelten soll, gegenüber der 
Finanzbehörde nach Satz 2 nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Daten-
fernübertragung zu erklären. 

(2) Erfolgt die Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 im Inland und erfüllt der Unterneh-
mer die Voraussetzungen für die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfah-
ren nicht, stellt das Bundeszentralamt für Steuern dies gegenüber dem Unternehmer 
fest und lehnt dessen Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren ab. 

(3) Ein Unternehmer, der das in Absatz 1 genannte besondere Besteuerungsver-
fahren anwendet, hat der Finanzbehörde, bei der er die Teilnahme an dem besonderen 
Besteuerungsverfahren angezeigt hat, eine Steuererklärung innerhalb eines Monats 
nach Ablauf jedes Besteuerungszeitraums (§ 16 Absatz 1c Satz 1) nach amtlich vor-
geschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung zu übermitteln. In der Steuer-
erklärung hat er die Steuer für den Besteuerungszeitraum selbst zu berechnen. Die 
berechnete Steuer ist am letzten Tag des auf den Besteuerungszeitraum folgenden 
Monats fällig und bis dahin vom Unternehmer an die Finanzbehörde zu entrichten, bei 
der der Unternehmer die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren an-
gezeigt hat. Soweit der Unternehmer im Inland Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 er-
bringt, ist § 18 Absatz 1 bis 4 nicht anzuwenden. Berichtigungen einer Steuererklärung, 
die innerhalb von drei Jahren nach dem letzten Tag des Zeitraums nach Satz 1 vorge-
nommen werden, sind mit einer späteren Steuererklärung unter Angabe des zu berich-
tigenden Besteuerungszeitraums anzuzeigen. 

(4) Die Steuererklärung nach Absatz 3 Satz 1 und 2, die der Unternehmer der zu-
ständigen Finanzbehörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union über-
mittelt hat, ist ab dem Zeitpunkt eine Steueranmeldung im Sinne des § 150 Absatz 1 
Satz 3 und des § 168 der Abgabenordnung, zu dem die in ihr enthaltenen Daten von 
der zuständigen Finanzbehörde des anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 
dem Bundeszentralamt für Steuern übermittelt und dort in bearbeitbarer Weise aufge-
zeichnet wurden. Dies gilt für die Berichtigung einer Steuererklärung entsprechend. Die 
Steuererklärung nach Satz 1 gilt als fristgemäß übermittelt, wenn sie bis zum letzten 
Tag der Frist nach Absatz 3 Satz 1 der zuständigen Finanzbehörde des anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union übermittelt worden ist und dort in bearbeitbarer 
Weise aufgezeichnet wurde. Die Entrichtung der Steuer erfolgt im Falle der Steuerer-
klärung nach Satz 1 fristgemäß, wenn die Zahlung bis zum letzten Tag der Frist nach 
Absatz 3 Satz 3 bei der zuständigen Finanzbehörde des anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union eingegangen ist. § 240 der Abgabenordnung ist in diesen Fällen 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Säumnis frühestens mit Ablauf des zehnten 
Tages nach Ablauf des zweiten auf den Besteuerungszeitraum folgenden Monats ein-
tritt. 

(5) Kommt der Unternehmer seinen Verpflichtungen nach Absatz 3 oder § 22 Ab-
satz 1 oder den von ihm in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union zu 
erfüllenden Aufzeichnungspflichten entsprechend Artikel 369 der Richtlinie 
2006/112/EG wiederholt nicht oder nicht rechtzeitig nach, schließt ihn die Finanzbe-
hörde, bei der der Unternehmer die Teilnahme an dem Verfahren nach Absatz 1 Satz 2 
angezeigt hat, von dem besonderen Besteuerungsverfahren nach Absatz 1 aus. Der 
Ausschluss gilt ab dem Besteuerungszeitraum, der nach dem Zeitpunkt der Bekannt-
gabe des Ausschlusses gegenüber dem Unternehmer beginnt; ist der Ausschluss je-
doch auf eine Änderung des Ortes des Sitzes oder der Betriebsstätte zurückzuführen, 
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ist der Ausschluss ab dem Tag dieser Änderung wirksam. Der Ausschluss wegen eines 
wiederholten Verstoßes gegen die in Satz 1 genannten Verpflichtungen hat auch den 
Ausschluss von den besonderen Besteuerungsverfahren nach den §§ 18j und 18k zur 
Folge. 

(6) Auf das besondere Besteuerungsverfahren sind, soweit die Anzeige nach Ab-
satz 1 Satz 1 gegenüber dem Bundeszentralamt für Steuern erfolgt und dieses die 
Steuererklärungen den zuständigen Finanzbehörden der anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union übermittelt, die §§ 2a, 29b bis 30, 32a bis 32j, 80, 87a, 87b und 
der Zweite Abschnitt des Dritten Teils und der Siebente Teil der Abgabenordnung so-
wie die Finanzgerichtsordnung anzuwenden. 

§ 18j 

Besonderes Besteuerungsverfahren für den innergemeinschaftlichen Fernverkauf, für 
Lieferungen innerhalb eines Mitgliedstaates über eine elektronische Schnittstelle und 
für von im Gemeinschaftsgebiet, nicht aber im Mitgliedstaat des Verbrauchs ansässi-

gen Unternehmern erbrachte sonstige Leistungen 

(1) Ein Unternehmer, der 

1. nach dem 30. Juni 2021 Lieferungen nach § 3 Absatz 3a Satz 1 innerhalb eines 
Mitgliedstaates oder innergemeinschaftliche Fernverkäufe nach § 3c Absatz 1 
Satz 2 und 3 im Gemeinschaftsgebiet erbringt oder 

2. im Gemeinschaftsgebiet ansässig ist und nach dem 30. Juni 2021 in einem ande-
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union sonstige Leistungen an Empfänger nach 
§ 3a Absatz 5 Satz 1 ausführt, 

für die er dort die Steuer schuldet und Umsatzsteuererklärungen abzugeben hat, hat 
anzuzeigen, wenn er an dem besonderen Besteuerungsverfahren entsprechend Ti-
tel XII Kapitel 6 Abschnitt 3 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates in der Fassung von 
Artikel 1 Nummer 8 bis 13 der Richtlinie (EU) 2019/1995 des Rates vom 21. November 
2019 zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 in 
Bezug auf Vorschriften für Fernverkäufe von Gegenständen und bestimmte inländische 
Lieferungen von Gegenständen (ABl. L 310 vom 2.12.2019, S. 1) teilnimmt. Die An-
zeige ist der zuständigen Finanzbehörde des nach Artikel 369a Nummer 2 der Richtli-
nie 2006/112/EG des Rates in der Fassung von Artikel 1 Nummer 9 der Richtli-
nie (EU) 2019/1995 zuständigen Mitgliedstaates der Europäischen Union nach amtlich 
vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung zu übermitteln; zuständige 
Finanzbehörde im Inland ist insoweit das Bundeszentralamt für Steuern. Die Anzeige 
hat vor Beginn des Besteuerungszeitraums (§ 16 Absatz 1d Satz 1) zu erfolgen, ab 
dessen Beginn der Unternehmer von dem besonderen Besteuerungsverfahren Ge-
brauch macht. Eine Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren ist dem 
Unternehmer nur einheitlich für alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union und alle 
Umsätze nach Satz 1 möglich; dies gilt hinsichtlich sonstiger Leistungen an Empfänger 
nach § 3a Absatz 5 Satz 1 nur für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, in de-
nen der Unternehmer weder einen Sitz noch eine Betriebsstätte hat. Die Anwendung 
des besonderen Besteuerungsverfahrens kann nur mit Wirkung vom Beginn eines Be-
steuerungszeitraums an widerrufen werden. Der Widerruf ist vor Beginn des Besteue-
rungszeitraums, für den er gelten soll, gegenüber der Finanzbehörde nach Satz 2 nach 
amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung zu erklären. 

(2) Im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer (§ 13b Absatz 7 
Satz 2) können die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren nur in dem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union, in dem sie ansässig sind, anzeigen; hinsichtlich 
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sonstiger Leistungen an Empfänger nach § 3a Absatz 5 Satz 1 im Inland ist eine Teil-
nahme jedoch nur zulässig, soweit der Unternehmer im Inland, auf der Insel Helgoland 
und in einem der in § 1 Absatz 3 bezeichneten Gebiete weder seinen Sitz, seine Ge-
schäftsleitung noch eine Betriebsstätte hat. Im Inland ansässige Unternehmer können 
die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren nur im Inland anzeigen; 
dies gilt nicht in Fällen des Satzes 4. Ein Unternehmer ist im Inland ansässig, wenn er 
im Inland seinen Sitz oder seine Geschäftsleitung hat oder, für den Fall, dass er im 
Drittlandsgebiet ansässig ist, im Inland eine Betriebsstätte hat. Hat ein im Drittlandsge-
biet ansässiger Unternehmer neben der Betriebsstätte im Inland noch mindestens eine 
weitere Betriebsstätte im übrigen Gemeinschaftsgebiet kann er sich für die Anzeige der 
Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren im Inland entscheiden. Hat ein 
im Drittlandsgebiet ansässiger Unternehmer keine Betriebsstätte im Gemeinschaftsge-
biet, hat er die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren im Inland anzu-
zeigen, wenn die Beförderung oder Versendung der Gegenstände im Inland beginnt. 
Beginnt die Beförderung oder Versendung der Gegenstände teilweise im Inland und 
teilweise im übrigen Gemeinschaftsgebiet, kann sich der im Drittlandsgebiet ansässige 
Unternehmer, der keine Betriebsstätte im Gemeinschaftsgebiet hat, für die Anzeige der 
Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren im Inland entscheiden. Der im 
Drittlandsgebiet ansässige Unternehmer ist an seine Entscheidung nach Satz 4 oder 6 
für das betreffende Kalenderjahr und die beiden darauffolgenden Kalenderjahre ge-
bunden. 

(3) Erfolgt die Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 im Inland und erfüllt der Unterneh-
mer die Voraussetzungen für die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfah-
ren nicht, stellt das Bundeszentralamt für Steuern dies gegenüber dem Unternehmer 
fest und lehnt dessen Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren ab. 

(4) Ein Unternehmer, der das in Absatz 1 genannte besondere Besteuerungsver-
fahren anwendet, hat der Finanzbehörde nach Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Ab-
satz 2 eine Steuererklärung innerhalb eines Monats nach Ablauf jedes Besteuerungs-
zeitraums (§ 16 Absatz 1d Satz 1) nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch 
Datenfernübertragung zu übermitteln. In der Steuererklärung hat er die Steuer für den 
Besteuerungszeitraum selbst zu berechnen. Die berechnete Steuer ist am letzten Tag 
des auf den Besteuerungszeitraum folgenden Monats fällig und bis dahin vom Unter-
nehmer an die Finanzbehörde nach Absatz 1 Satz 2 zu entrichten. Soweit der Unter-
nehmer im Inland Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 erbringt, ist § 18 Absatz 1 bis 4 
nicht anzuwenden. Berichtigungen einer Steuererklärung, die innerhalb von drei Jah-
ren nach dem letzten Tag des Zeitraums nach Satz 1 vorgenommen werden, sind mit 
einer späteren Steuererklärung unter Angabe des zu berichtigenden Besteuerungszeit-
raums anzuzeigen. 

(5) Die Steuererklärung nach Absatz 4 Satz 1 und 2, die der Unternehmer der zu-
ständigen Finanzbehörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union über-
mittelt hat, ist ab dem Zeitpunkt eine Steueranmeldung im Sinne des § 150 Absatz 1 
Satz 3 und des § 168 der Abgabenordnung, zu dem die in ihr enthaltenen Daten von 
der zuständigen Finanzbehörde des anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 
dem Bundeszentralamt für Steuern übermittelt und dort in bearbeitbarer Weise aufge-
zeichnet wurden. Dies gilt für die Berichtigung einer Steuererklärung entsprechend. Die 
Steuererklärung nach Satz 1 gilt als fristgemäß übermittelt, wenn sie bis zum letzten 
Tag der Frist nach Absatz 4 Satz 1 der zuständigen Finanzbehörde des anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union übermittelt worden ist und dort in bearbeitbarer 
Weise aufgezeichnet wurde. Die Entrichtung der Steuer erfolgt im Falle der Steuerer-
klärung nach Satz 1 fristgemäß, wenn die Zahlung bis zum letzten Tag der Frist nach 
Absatz 4 Satz 3 bei der zuständigen Finanzbehörde des anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union eingegangen ist. § 240 der Abgabenordnung ist in diesen Fällen 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Säumnis frühestens mit Ablauf des zehnten 
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Tages nach Ablauf des zweiten auf den Besteuerungszeitraum folgenden Monats ein-
tritt. 

(6) Kommt der Unternehmer seinen Verpflichtungen nach Absatz 4 oder § 22 Ab-
satz 1 oder den von ihm in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union zu 
erfüllenden Aufzeichnungspflichten entsprechend Artikel 369k der Richtlinie 
2006/112/EG wiederholt nicht oder nicht rechtzeitig nach, schließt ihn die Finanzbe-
hörde nach Absatz 1 Satz 2 von dem besonderen Besteuerungsverfahren nach Ab-
satz 1 aus. Der Ausschluss gilt ab dem Besteuerungszeitraum, der nach dem Zeitpunkt 
der Bekanntgabe des Ausschlusses gegenüber dem Unternehmer beginnt; ist der Aus-
schluss jedoch auf eine Änderung des Ortes des Sitzes oder der Betriebsstätte oder 
des Ortes zurückzuführen, von dem aus die Beförderung oder Versendung von Ge-
genständen ausgeht, ist der Ausschluss ab dem Tag dieser Änderung wirksam. Der 
Ausschluss wegen eines wiederholten Verstoßes gegen die in Satz 1 genannten Ver-
pflichtungen hat auch den Ausschluss von den besonderen Besteuerungsverfahren 
nach den §§ 18i und 18k zur Folge. 

(7) Auf das das besondere Besteuerungsverfahren sind, soweit die Anzeige nach 
Absatz 1 Satz 1 gegenüber dem Bundeszentralamt für Steuern erfolgt und dieses die 
Steuererklärungen der zuständigen Finanzbehörde eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union übermittelt, die §§ 2a, 29b bis 30, 32a bis 32j, 80, 87a, 87b und 
der Zweite Abschnitt des Dritten Teils und der Siebente Teil der Abgabenordnung so-
wie die Finanzgerichtsordnung anzuwenden. 

(8) § 18 Absatz 4f ist entsprechend anzuwenden. 

§ 18k 

Besonderes Besteuerungsverfahren für Fernverkäufe von aus dem Drittlandsgebiet 
eingeführten Gegenständen in Sendungen mit einem Sachwert von höchstens 

150 Euro 

(1) Ein Unternehmer, der nach dem 30. Juni 2021 als Steuerschuldner Fernver-
käufe nach § 3 Absatz 3a Satz 2 oder § 3c Absatz 2 oder 3 in Sendungen mit einem 
Sachwert von höchstens 150 Euro im Gemeinschaftsgebiet erbringt, für die er dort die 
Steuer schuldet und Umsatzsteuererklärungen abzugeben hat, oder ein in seinem Auf-
trag handelnder im Gemeinschaftsgebiet ansässiger Vertreter hat anzuzeigen, wenn 
er an dem besonderen Besteuerungsverfahren entsprechend Titel XII Kapitel 6 Ab-
schnitt 4 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates in der Fassung von Artikel 2 Num-
mer 30 der Richtlinie (EU) 2017/2455 des Rates vom 5. Dezember 2017 zur Änderung 
der Richtlinie 2006/112/EG und der Richtlinie 2009/132/EG in Bezug auf bestimmte 
mehrwertsteuerliche Pflichten für die Erbringung von Dienstleistungen und für Fernver-
käufe von Gegenständen (ABl. L 348 vom 29.12.2017, S. 7) teilnimmt. Die Anzeige ist 
der zuständigen Finanzbehörde des unter den Voraussetzungen des Artikels 369l Un-
terabsatz 2 Nummer 3 der Richtlinie 2006/112/EG zuständigen Mitgliedstaates der Eu-
ropäischen Union vor Beginn des Besteuerungszeitraums (§ 16 Absatz 1e Satz 1) 
nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung zu übermit-
teln; zuständige Finanzbehörde im Inland ist insoweit das Bundeszentralamt für Steu-
ern. Eine Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren ist für nicht im Ge-
meinschaftsgebiet ansässige Unternehmer nur zulässig, wenn das Drittland, in dem sie 
ansässig sind, in der Durchführungsverordnung entsprechend Artikel 369m Absatz 3 
der Richtlinie 2006/112/EG aufgeführt ist, oder wenn sie einen im Gemeinschaftsgebiet 
ansässigen Vertreter vertraglich bestellt und dies der Finanzbehörde nach Satz 2 an-
gezeigt haben. Satz 1 gilt nicht für Sendungen, die verbrauchsteuerpflichtige Waren 
enthalten. Eine Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren ist nur einheit-
lich für alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union und für alle Fernverkäufe im Sinne 
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des Satzes 1 möglich; sie gilt ab dem Tag, an dem dem Unternehmer oder dem im 
Auftrag handelnden Vertreter die nach Artikel 369q Absatz 1 oder 3 der Richtli-
nie 2006/112/EG erteilte individuelle Identifikationsnummer des Unternehmers bekannt 
gegeben wurde. Die Anwendung des besonderen Besteuerungsverfahrens kann nur 
mit Wirkung vom Beginn eines Besteuerungszeitraums an widerrufen werden. Der Wi-
derruf ist vor Beginn des Besteuerungszeitraums, für den er gelten soll, gegenüber der 
Finanzbehörde nach Satz 2 nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Daten-
fernübertragung zu erklären. 

(2) Im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer (§ 13b Absatz 7 
Satz 2) oder im Auftrag handelnde Vertreter können die Teilnahme an dem besonderen 
Besteuerungsverfahren nur in dem Mitgliedstaat der Europäischen Union, in dem sie 
ansässig sind, anzeigen. Im Inland ansässige Unternehmer oder im Auftrag handelnde 
Vertreter können die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren nur im 
Inland anzeigen; dies gilt nicht in Fällen des Satzes 4. Ein Unternehmer oder ein im 
Auftrag handelnder Vertreter ist im Inland ansässig, wenn er im Inland seinen Sitz oder 
seine Geschäftsleitung hat oder, für den Fall, dass er im Drittlandsgebiet ansässig ist, 
im Inland eine Betriebsstätte hat. Hat der im Drittlandsgebiet ansässige Unternehmer 
oder im Auftrag handelnde Vertreter neben der Betriebsstätte im Inland noch mindes-
tens eine weitere Betriebsstätte im übrigen Gemeinschaftsgebiet kann er sich für die 
Anzeige der Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren im Inland ent-
scheiden. Der Unternehmer oder im Auftrag handelnde Vertreter ist an seine Entschei-
dung nach Satz 4 für das betreffende Kalenderjahr und die beiden darauffolgenden 
Kalenderjahre gebunden. 

(3) Erfolgt die Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 im Inland und erfüllt der Unterneh-
mer die Voraussetzungen für die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfah-
ren nicht, stellt das Bundeszentralamt für Steuern dies gegenüber dem Unternehmer 
fest und lehnt dessen Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren ab. 

(4) Ein Unternehmer oder im Auftrag handelnder Vertreter, der das in Absatz 1 
genannte besondere Besteuerungsverfahren anwendet, hat der Finanzbehörde nach 
Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 2 eine Steuererklärung innerhalb eines Mo-
nats nach Ablauf jedes Besteuerungszeitraums (§ 16 Absatz 1e Satz 1) nach amtlich 
vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung zu übermitteln. In der Steu-
erklärung hat er die Steuer für den Besteuerungszeitraum selbst zu berechnen. Die 
berechnete Steuer ist am letzten Tag des auf den Besteuerungszeitraum folgenden 
Monats fällig und bis dahin vom Unternehmer oder vom im Auftrag handelnden Vertre-
ter an die Finanzbehörde nach Absatz 1 Satz 2 zu entrichten. Soweit der Unternehmer 
im Inland Lieferungen nach Absatz 1 Satz 1 erbringt, ist § 18 Absatz 1 bis 4 nicht an-
zuwenden. Berichtigungen einer Steuererklärung, die innerhalb von drei Jahren nach 
dem letzten Tag des Zeitraums nach Satz 1 vorgenommen werden, sind mit einer spä-
teren Steuererklärung unter Angabe des zu berichtigenden Besteuerungszeitraums an-
zuzeigen. 

(5) Die Steuererklärung nach Absatz 4 Satz 1 und 2, die der Unternehmer der zu-
ständigen Finanzbehörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union über-
mittelt hat, ist ab dem Zeitpunkt eine Steueranmeldung im Sinne des § 150 Absatz 1 
Satz 3 und des § 168 der Abgabenordnung, zu dem die in ihr enthaltenen Daten von 
der zuständigen Finanzbehörde des anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 
dem Bundeszentralamt für Steuern übermittelt und dort in bearbeitbarer Weise aufge-
zeichnet wurden. Dies gilt für die Berichtigung einer Steuererklärung entsprechend. Die 
Steuererklärung nach Satz 1 gilt als fristgemäß übermittelt, wenn sie bis zum letzten 
Tag der Frist nach Absatz 4 Satz 1 der zuständigen Finanzbehörde des anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union übermittelt worden ist und dort in bearbeitbarer 
Weise aufgezeichnet wurde. Die Entrichtung der Steuer erfolgt im Falle der Steuerer-
klärung nach Satz 1 fristgemäß, wenn die Zahlung bis zum letzten Tag der Frist nach 
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Absatz 4 Satz 3 bei der zuständigen Finanzbehörde des anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union eingegangen ist. § 240 der Abgabenordnung ist in diesen Fällen 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Säumnis frühestens mit Ablauf des zehn-
ten Tages nach Ablauf des zweiten auf den Besteuerungszeitraum folgenden Monats 
eintritt. 

(6) Kommt der Unternehmer oder der im Auftrag handelnde Vertreter seinen Ver-
pflichtungen nach Absatz 4 oder § 22 Absatz 1 oder den von ihm in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union zu erfüllenden Aufzeichnungspflichten entspre-
chend Artikel 369x der Richtlinie 2006/112/EG wiederholt nicht oder nicht rechtzeitig 
nach, schließt ihn die Finanzbehörde nach Absatz 1 Satz 2 von dem besonderen Be-
steuerungsverfahren nach Absatz 1 aus. Ein Ausschluss des im Auftrag handelnden 
Vertreters bewirkt auch den Ausschluss des von ihm vertretenen Unternehmers. Der 
Ausschluss wegen eines wiederholten Verstoßes gegen die in Satz 1 genannten Ver-
pflichtungen gilt ab dem Tag, der auf den Zeitpunkt der Bekanntgabe des Ausschlusses 
gegenüber dem Unternehmer oder dem im Auftrag handelnden Vertreter folgt; ist der 
Ausschluss jedoch auf eine Änderung des Ortes des Sitzes oder der Betriebsstätte 
zurückzuführen, ist der Ausschluss ab dem Tag dieser Änderung wirksam; erfolgt der 
Ausschluss aus anderen Gründen gilt er ab dem Besteuerungszeitraum, der nach dem 
Zeitpunkt der Bekanntgabe des Ausschlusses gegenüber dem Unternehmer oder dem 
im Auftrag handelnden Vertreter beginnt. Der Ausschluss wegen eines wiederholten 
Verstoßes gegen die in Satz 1 genannten Verpflichtungen hat auch den Ausschluss 
von den besonderen Besteuerungsverfahren nach den §§ 18i und 18j zur Folge; es sei 
denn, der Ausschluss des Unternehmers war bedingt durch einen wiederholten Ver-
stoß gegen die in Satz 1 genannten Verpflichtungen durch den im Auftrag handelnden 
Vertreter. 

(7) Auf das besondere Besteuerungsverfahren sind, soweit die Anzeige nach Ab-
satz 1 Satz 1 gegenüber dem Bundeszentralamt für Steuern erfolgt und dieses die 
Steuererklärungen der zuständigen Finanzbehörde eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union übermittelt, die §§ 2a, 29b bis 30, 32a bis 32j, 80, 87a, 87b und 
der Zweite Abschnitt des Dritten Teils und der Siebente Teil der Abgabenordnung so-
wie die Finanzgerichtsordnung anzuwenden. 

(8) § 18 Absatz 4f ist entsprechend anzuwenden.“ 

3. Dem § 27 wird folgender Absatz 32 angefügt: 

„(32) § 18i Absatz 3 und 6, § 18j Absatz 4 und 7, § 18k Absatz 4 und 7 in der Fas-
sung des Artikels 10 des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) [eintragen: Ausfertigungsda-
tum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] sind erstmals auf Umsätze 
anzuwenden, die nach dem 30. Juni 2021 ausgeführt werden. Die in den §§ 18i, 18j 
und 18k enthaltenen Verweise auf §§ 3, 3a, 3c, 16, 18i, 18j, 18k und 22 beziehen sich 
auf die jeweilige Fassung der Artikel 10 und 11 des vorgenannten Gesetzes.“ 

Artikel 11 

Weitere Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Das Umsatzsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 10 dieses Gesetzes geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 3c wird wie folgt gefasst: 
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„§ 3c Ort der Lieferung beim Fernverkauf“. 

b) Nach der Angabe zu § 21 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 21a Sonderregelungen bei der Einfuhr von Sendungen mit einem Sachwert von höchstens 150 Euro“. 

c) Die Angabe zu § 22f wird wie folgt gefasst: 

„§ 22f Besondere Pflichten für Betreiber einer elektronischen Schnittstelle“. 

d) Die Angabe zu § 25e wird wie folgt gefasst: 

„§ 25e Haftung beim Handel über eine elektronische Schnittstelle“. 

e) Die Angaben zu § 26b und § 26c werden wie folgt gefasst: 

„§ 26b (weggefallen) 

§ 26c Strafvorschriften“. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) Ein Unternehmer, der mittels seiner elektronischen Schnittstelle die Lie-
ferung eines Gegenstands, dessen Beförderung oder Versendung im Gemein-
schaftsgebiet beginnt und endet, durch einen nicht im Gemeinschaftsgebiet an-
sässigen Unternehmer an einen Empfänger nach § 3a Absatz 5 Satz 1 unterstützt, 
wird behandelt, als ob er diesen Gegenstand für sein Unternehmen selbst erhalten 
und geliefert hätte. Dies gilt auch in den Fällen, in denen der Unternehmer mittels 
seiner elektronischen Schnittstelle den Fernverkauf von aus dem Drittlandsgebiet 
eingeführten Gegenständen in Sendungen mit einem Sachwert von höchstens 
150 Euro unterstützt. Eine elektronische Schnittstelle im Sinne der Sätze 1 und 2 
ist ein elektronischer Marktplatz, eine elektronische Plattform, ein elektronisches 
Portal oder Ähnliches. Ein Fernverkauf im Sinne des Satzes 2 ist die Lieferung 
eines Gegenstands, der durch den Lieferer oder für dessen Rechnung aus dem 
Drittlandsgebiet an einen Erwerber in einem Mitgliedstaat befördert oder versendet 
wird, einschließlich jener Lieferung, an deren Beförderung oder Versendung der 
Lieferer indirekt beteiligt ist. Erwerber im Sinne des Satzes 4 ist ein in § 3a Ab-
satz 5 Satz 1 bezeichneter Empfänger oder eine in § 1a Absatz 3 Nummer 1 ge-
nannte Person, die weder die maßgebende Erwerbsschwelle überschreitet noch 
auf ihre Anwendung verzichtet; im Fall der Beendigung der Beförderung oder Ver-
sendung im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates ist die von diesem Mitgliedstaat 
festgesetzte Erwerbsschwelle maßgebend. Satz 2 gilt nicht für die Lieferung neuer 
Fahrzeuge und eines Gegenstandes, der mit oder ohne probeweise Inbetrieb-
nahme durch den Lieferer oder für dessen Rechnung montiert oder installiert ge-
liefert wird.“ 

b) Nach Absatz 6a wird folgender Absatz 6b eingefügt: 

„(6b) Wird ein Unternehmer gemäß Absatz 3a behandelt, als ob er einen Ge-
genstand selbst erhalten und geliefert hätte, wird die Beförderung oder Versen-
dung des Gegenstands der Lieferung durch diesen Unternehmer zugeschrieben.“ 

c) In Absatz 7 Satz 2 wird die Angabe „Absatzes 6a“ durch die Wörter „Absatzes 6a 
und 6b“ ersetzt. 

3. § 3a Absatz 5 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
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„Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der leistende Unternehmer seinen Sitz, seine Ge-
schäftsleitung, eine Betriebsstätte oder in Ermangelung eines Sitzes, einer Geschäfts-
leitung oder einer Betriebsstätte seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in nur 
einem Mitgliedstaat hat und der Gesamtbetrag der Entgelte der in Satz 2 bezeichneten 
sonstigen Leistungen an in Satz 1 bezeichnete Empfänger mit Wohnsitz, gewöhnli-
chem Aufenthalt oder Sitz in anderen Mitgliedstaaten sowie der innergemeinschaftli-
chen Fernverkäufe nach § 3c Absatz 1 Satz 2 und 3 insgesamt 10 000 Euro im voran-
gegangenen Kalenderjahr nicht überschritten hat und im laufenden Kalenderjahr nicht 
überschreitet.“ 

4. § 3c wird wie folgt gefasst: 

„§ 3c 

Ort der Lieferung beim Fernverkauf 

(1) Als Ort der Lieferung eines innergemeinschaftlichen Fernverkaufs gilt der Ort, 
an dem sich der Gegenstand bei Beendigung der Beförderung oder Versendung an 
den Erwerber befindet. Ein innergemeinschaftlicher Fernverkauf ist die Lieferung eines 
Gegenstands, der durch den Lieferer oder für dessen Rechnung aus dem Gebiet eines 
Mitgliedstaates in das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates oder aus dem übrigen Ge-
meinschaftsgebiet in die in § 1 Absatz 3 bezeichneten Gebiete an den Erwerber beför-
dert oder versandt wird, einschließlich jener Lieferung, an deren Beförderung oder Ver-
sendung der Lieferer indirekt beteiligt ist. Erwerber im Sinne des Satzes 2 ist ein in § 3a 
Absatz 5 Satz 1 bezeichneter Empfänger oder eine in § 1a Absatz 3 Nummer 1 ge-
nannte Person, die weder die maßgebende Erwerbsschwelle überschreitet noch auf 
ihre Anwendung verzichtet; im Fall der Beendigung der Beförderung oder Versendung 
im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates ist die von diesem Mitgliedstaat festgesetzte 
Erwerbsschwelle maßgebend. 

(2) Als Ort der Lieferung eines Fernverkaufs eines Gegenstands, der aus dem 
Drittlandsgebiet in einen anderen Mitgliedstaat als den, in dem die Beförderung oder 
Versendung des Gegenstands an den Erwerber endet, eingeführt wird, gilt der Ort, an 
dem sich der Gegenstand bei Beendigung der Beförderung oder Versendung an den 
Erwerber befindet. § 3 Absatz 3a Satz 4 und 5 gilt entsprechend. 

(3) Der Ort der Lieferung beim Fernverkauf eines Gegenstands, der aus dem 
Drittlandsgebiet in den Mitgliedstaat, in dem die Beförderung oder Versendung der Ge-
genstände an den Erwerber endet, eingeführt wird, gilt als in diesem Mitgliedstaat ge-
legen, sofern die Steuer auf diesen Gegenstand gemäß dem besonderen Besteue-
rungsverfahren nach § 18k zu erklären ist. § 3 Absatz 3a Satz 4 und 5 gilt entspre-
chend. Bei einem Fernverkauf nach § 3 Absatz 3a Satz 2 gilt Satz 1 für die Lieferung, 
der die Beförderung oder Versendung des Gegenstandes gemäß § 3 Absatz 6b zuge-
schrieben wird, entsprechend, auch wenn die Steuer auf diesen Gegenstand nicht ge-
mäß dem besonderen Besteuerungsverfahren nach § 18k zu erklären ist und ein Un-
ternehmer oder dessen Beauftragter Schuldner der Einfuhrumsatzsteuer für die Einfuhr 
des Gegenstands ist. 

(4) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der leistende Unternehmer seinen Sitz, 
seine Geschäftsleitung, eine Betriebsstätte oder in Ermangelung eines Sitzes, einer 
Geschäftsleitung oder einer Betriebsstätte seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt in nur einem Mitgliedstaat hat und der Gesamtbetrag der Entgelte der in § 3a Ab-
satz 5 Satz 2 bezeichneten sonstigen Leistungen an in § 3a Absatz 5 Satz 1 bezeich-
nete Empfänger mit Wohnsitz, gewöhnlichem Aufenthalt oder Sitz in anderen Mitglied-
staaten sowie der innergemeinschaftlichen Fernverkäufe nach Absatz 1 Satz 2 und 3 
insgesamt 10 000 Euro im vorangegangenen Kalenderjahr nicht überschritten hat und 
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im laufenden Kalenderjahr nicht überschreitet. Der leistende Unternehmer kann dem 
Finanzamt erklären, dass er auf die Anwendung des Satzes 1 verzichtet. Die Erklärung 
bindet den Unternehmer mindestens für zwei Kalenderjahre. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für 

1. die Lieferung neuer Fahrzeuge, 

2. die Lieferung eines Gegenstands, der mit oder ohne probeweise Inbetriebnahme 
durch den Lieferer oder für dessen Rechnung montiert oder installiert geliefert wird, 
und für 

3. die Lieferung eines Gegenstands, auf die die Differenzbesteuerung nach § 25a 
Absatz 1 oder 2 angewendet wird.  

Bei verbrauchsteuerpflichtigen Waren gelten die Absätze 1 bis 3 nicht für Lieferungen 
an eine in § 1a Absatz 3 Nummer 1 genannte Person.“ 

5. Nach § 4 Nummer 4b wird folgende Nummer 4c eingefügt: 

„4c. die Lieferung von Gegenständen an einen Unternehmer für sein Unternehmen, 
die dieser nach § 3 Absatz 3a Satz 1 im Gemeinschaftsgebiet weiterliefert;“. 

6. In § 5 Absatz 1 Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt und 
folgende Nummer 7 wird angefügt: 

„7. von aus dem Drittlandsgebiet eingeführten Gegenständen in Sendungen mit ei-
nem Sachwert von höchstens 150 Euro, für die die Steuer im Rahmen des beson-
deren Besteuerungsverfahrens nach § 18k zu erklären ist und für die in der An-
meldung zur Überlassung in den freien Verkehr die nach Artikel 369q der Richtli-
nie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347 vom 11.12.2006, S. 1) in der jeweils geltenden 
Fassung von einem Mitgliedstaat der Europäischen Union erteilte individuelle 
Identifikationsnummer des Lieferers oder die dem in seinem Auftrag handelnden 
Vertreter für diesen Lieferer erteilte individuelle Identifikationsnummer angegeben 
wird.“ 

7. In § 13 Absatz 1 Nummer 1 wird in Buchstabe e das Semikolon durch ein Komma er-
setzt und folgende Buchstaben f bis i werden angefügt: 

„f) in den Fällen des § 18i mit Ablauf des Besteuerungszeitraums nach § 16 Ab-
satz 1c Satz 1, in dem die Leistungen ausgeführt worden sind, 

g) in den Fällen des § 18j vorbehaltlich des Buchstabens i mit Ablauf des Besteue-
rungszeitraums nach § 16 Absatz 1d Satz 1, in dem die Leistungen ausgeführt 
worden sind, 

h) in den Fällen des § 18k mit Ablauf des Besteuerungszeitraums nach § 16 Ab-
satz 1e Satz 1, in dem die Lieferungen ausgeführt worden sind; die Gegenstände 
gelten als zu dem Zeitpunkt geliefert, zu dem die Zahlung angenommen wurde, 

i) in den Fällen des § 3 Absatz 3a zu dem Zeitpunkt, zu dem die Zahlung angenom-
men wurde;“. 

8. In § 13a Absatz 1 Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt und 
folgende Nummer 7 wird angefügt: 
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„7. des § 18k neben dem Unternehmer der im Gemeinschaftsgebiet ansässige Ver-
treter, sofern ein solcher vom Unternehmer vertraglich bestellt und dies der Fi-
nanzbehörde nach § 18k Absatz 1 Satz 2 angezeigt wurde. Der Vertreter ist 
gleichzeitig Empfangsbevollmächtigter für den Unternehmer und dadurch er-
mächtigt, alle Verwaltungsakte und Mitteilungen der Finanzbehörde in Empfang 
zu nehmen, die mit dem Besteuerungsverfahren nach § 18k und einem außerge-
richtlichen Rechtsbehelfsverfahren nach dem Siebenten Teil der Abgabenord-
nung zusammenhängen. Bei der Bekanntgabe an den Vertreter ist darauf hinzu-
weisen, dass sie auch mit Wirkung für und gegen den Unternehmer erfolgt. Die 
Empfangsbevollmächtigung des Vertreters kann nur nach Beendigung des Ver-
tragsverhältnisses und mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden. Der Wider-
ruf wird gegenüber der Finanzbehörde erst wirksam, wenn er ihr zugegangen ist.“ 

9. § 14a Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Führt der Unternehmer eine Lieferung im Sinne des § 3c Absatz 1 im Inland 
aus, ist er zur Ausstellung einer Rechnung verpflichtet. Satz 1 gilt nicht, wenn der Un-
ternehmer an dem besonderen Besteuerungsverfahren nach § 18j teilnimmt.“ 

10. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1b werden folgende Absätze 1c, 1d und 1e eingefügt: 

„(1c) Macht ein nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässiger Unternehmer von 
§ 18i Gebrauch, ist Besteuerungszeitraum das Kalendervierteljahr. Sofern die Teil-
nahme an dem Verfahren nach § 18i im Inland angezeigt wurde, ist bei der Be-
rechnung der Steuer von der Summe der sonstigen Leistungen an Empfänger 
nach § 3a Absatz 5 Satz 1 auszugehen, die im Gemeinschaftsgebiet steuerbar 
sind, soweit für sie in dem Besteuerungszeitraum die Steuer entstanden und die 
Steuerschuldnerschaft gegeben ist. Sofern die Teilnahme an dem Verfahren nach 
§ 18i in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union angezeigt wurde, ist 
bei der Berechnung der Steuer von der Summe der sonstigen Leistungen an Emp-
fänger nach § 3a Absatz 5 Satz 1 auszugehen, die im Inland steuerbar sind, soweit 
für sie in dem Besteuerungszeitraum die Steuer entstanden und die Steuerschuld-
nerschaft gegeben ist. Absatz 2 ist nicht anzuwenden. 

(1d) Macht ein Unternehmer von § 18j Gebrauch, ist Besteuerungszeitraum 
das Kalendervierteljahr. Sofern die Teilnahme an dem Verfahren nach § 18j im 
Inland angezeigt wurde, ist bei der Berechnung der Steuer von der Summe der 
Lieferungen nach § 3 Absatz 3a Satz 1 innerhalb eines Mitgliedstaates und der 
innergemeinschaftlichen Fernverkäufe nach § 3c Absatz 1 Satz 2 und 3, die im 
Gemeinschaftsgebiet steuerbar sind, sowie der sonstigen Leistungen an Empfän-
ger nach § 3a Absatz 5 Satz 1, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union steuerbar sind, auszugehen, soweit für sie in dem Besteuerungszeit-
raum die Steuer entstanden und die Steuerschuldnerschaft gegeben ist. Sofern 
die Teilnahme an dem Verfahren nach § 18j in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union angezeigt wurde, ist bei der Berechnung der Steuer von der 
Summe der Lieferungen nach § 3 Absatz 3a Satz 1 innerhalb eines Mitgliedstaa-
tes, der innergemeinschaftlichen Fernverkäufe nach § 3c Absatz 1 Satz 2 und 3 
und der sonstigen Leistungen an Empfänger nach § 3a Absatz 5 Satz 1 auszuge-
hen, die im Inland steuerbar sind, soweit für sie in dem Besteuerungszeitraum die 
Steuer entstanden und die Steuerschuldnerschaft gegeben ist. Absatz 2 ist nicht 
anzuwenden. 

(1e) Macht ein Unternehmer oder ein in seinem Auftrag handelnder Vertreter 
von § 18k Gebrauch, ist Besteuerungszeitraum der Kalendermonat. Sofern die 
Teilnahme an dem Verfahren nach § 18k im Inland angezeigt wurde, ist bei der 
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Berechnung der Steuer von der Summe der Fernverkäufe nach § 3 Absatz 3a 
Satz 2 und § 3c Absatz 2 und 3, die im Gemeinschaftsgebiet steuerbar sind, aus-
zugehen, soweit für sie in dem Besteuerungszeitraum die Steuer entstanden und 
die Steuerschuldnerschaft gegeben ist. Sofern die Teilnahme an dem Verfahren 
nach § 18k in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union angezeigt 
wurde, ist bei der Berechnung der Steuer von der Summe der Fernverkäufe nach 
§ 3 Absatz 3a Satz 2 und § 3c Absatz 2 und 3 auszugehen, die im Inland steuerbar 
sind, soweit für sie in dem Besteuerungszeitraum die Steuer entstanden und die 
Steuerschuldnerschaft gegeben ist. Absatz 2 ist nicht anzuwenden.“ 

b) Absatz 6 Satz 4 und 5 wird wie folgt gefasst: 

„Macht ein Unternehmer von § 18 Absatz 4c oder 4e oder den §§ 18i, 18j oder 18k 
Gebrauch, hat er zur Berechnung der Steuer Werte in fremder Währung nach den 
Kursen umzurechnen, die für den letzten Tag des Besteuerungszeitraums nach 
Absatz 1a Satz 1, Absatz 1b Satz 1, Absatz 1c Satz 1, Absatz 1d Satz 1 oder Ab-
satz 1e Satz 1 von der Europäischen Zentralbank festgestellt worden sind. Sind 
für die in Satz 4 genannten Tage keine Umrechnungskurse festgestellt worden, 
hat der Unternehmer die Steuer nach den für den nächsten Tag nach Ablauf des 
Besteuerungszeitraums nach Absatz 1a Satz 1, Absatz 1b Satz 1, Absatz 1c 
Satz 1, Absatz 1d Satz 1 oder Absatz 1e Satz 1 von der Europäischen Zentralbank 
festgestellten Umrechnungskursen umzurechnen.“ 

11. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Unternehmer hat vorbehaltlich des § 18i Absatz 3, des § 18j Absatz 4 
und des § 18k Absatz 4 bis zum 10. Tag nach Ablauf jedes Voranmeldungs-
zeitraums eine Voranmeldung nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz 
durch Datenfernübertragung zu übermitteln, in der er die Steuer für den Vo-
ranmeldungszeitraum (Vorauszahlung) selbst zu berechnen hat.“ 

bb) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Die Vorauszahlung ist am 10. Tag nach Ablauf des Voranmeldungszeitraums 
fällig und bis dahin vom Unternehmer zu entrichten.“ 

b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Unternehmer hat vorbehaltlich des § 18i Absatz 3, des § 18j Absatz 4 und des 
§ 18k Absatz 4 für das Kalenderjahr oder für den kürzeren Besteuerungszeitraum 
eine Steuererklärung nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfern-
übertragung zu übermitteln, in der er die zu entrichtende Steuer oder den Über-
schuss, der sich zu seinen Gunsten ergibt, nach § 16 Absatz 1 bis 4 und § 17 
selbst zu berechnen hat (Steueranmeldung).“ 

c) Absatz 4 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

„Berechnet der Unternehmer die zu entrichtende Steuer oder den Überschuss in 
der Steueranmeldung für das Kalenderjahr abweichend von der Summe der Vo-
rauszahlungen, so ist der Unterschiedsbetrag zugunsten des Finanzamts einen 
Monat nach dem Eingang der Steueranmeldung fällig und bis dahin vom Unter-
nehmer zu entrichten. Setzt das Finanzamt die zu entrichtende Steuer oder den 
Überschuss abweichend von der Steueranmeldung für den Voranmeldungszeit-
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raum oder für das Kalenderjahr oder auf Grund unterbliebener Abgabe der Steu-
eranmeldung fest, so ist der Unterschiedsbetrag zugunsten des Finanzamts einen 
Monat nach der Bekanntgabe des Steuerbescheids fällig und bis dahin vom Un-
ternehmer zu entrichten.“ 

d) Absatz 4c Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

„Ein nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässiger Unternehmer, der vor dem 1. Juli 
2021 als Steuerschuldner Umsätze nach § 3a Absatz 5 im Gemeinschaftsgebiet 
erbringt, kann abweichend von den Absätzen 1 bis 4 für jeden Besteuerungszeit-
raum (§ 16 Absatz 1a Satz 1) eine Steuererklärung nach amtlich vorgeschriebe-
nem Datensatz durch Datenfernübertragung bis zum 20. Tag nach Ablauf jedes 
Besteuerungszeitraums dem Bundeszentralamt für Steuern übermitteln, in der er 
die Steuer für die vorgenannten Umsätze selbst zu berechnen hat (Steueranmel-
dung). Die Steuer ist am 20. Tag nach Ablauf des Besteuerungszeitraums fällig 
und bis dahin vom Unternehmer zu entrichten.“ 

e) Absatz 4d wird wie folgt gefasst: 

„(4d) Für nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die vor dem 
1. Juli 2021 im Inland im Besteuerungszeitraum (§ 16 Absatz 1 Satz 2) als Steuer-
schuldner Umsätze nach § 3a Absatz 5 erbringen und diese Umsätze in einem 
anderen Mitgliedstaat erklären sowie die darauf entfallende Steuer entrichten, gel-
ten insoweit die Absätze 1 bis 4 nicht.“ 

f) Absatz 4e wird wie folgt geändert:  

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Ein im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässiger Unternehmer (§ 13b Ab-
satz 7 Satz 2), der vor dem 1. Juli 2021 als Steuerschuldner Umsätze nach 
§ 3a Absatz 5 im Inland erbringt, kann abweichend von den Absätzen 1 bis 4 
für jeden Besteuerungszeitraum (§ 16 Absatz 1b Satz 1) eine Steuererklärung 
nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung bis 
zum 20. Tag nach Ablauf jedes Besteuerungszeitraums übermitteln, in der er 
die Steuer für die vorgenannten Umsätze selbst zu berechnen hat; dies gilt 
nur, wenn der Unternehmer im Inland, auf der Insel Helgoland und in einem 
der in § 1 Absatz 3 bezeichneten Gebiete weder seinen Sitz, seine Geschäfts-
leitung noch eine Betriebsstätte hat.“ 

bb) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Die Steuer ist am 20. Tag nach Ablauf des Besteuerungszeitraums fällig und 
bis dahin vom Unternehmer zu entrichten.“ 

g) Absatz 4f Satz 6 wird wie folgt gefasst: 

„Die in § 1a Absatz 3 Nummer 2, § 2b Absatz 2 Nummer 1, § 3a Absatz 5 Satz 3 
UStG, § 3c Absatz 4 Satz 1, § 18 Absatz 2 Satz 2, § 18a Absatz 1 Satz 2, § 19 
Absatz 1 und § 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genannten Betragsgrenzen gelten 
für Organisationseinheiten stets als überschritten.“ 

h) Absatz 5a Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Die Steuer ist am 10. Tag nach Ablauf des Tages fällig, an dem sie entstanden 
ist, und ist bis dahin vom Erwerber zu entrichten.“ 

i) Absatz 9 Satz 7 wird durch folgende Sätze ersetzt: 
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„Die Sätze 5 und 6 gelten nicht für Unternehmer, die nicht im Gemeinschaftsgebiet 
ansässig sind, soweit sie im Besteuerungszeitraum (§ 16 Absatz 1 Satz 2) vor dem 
1. Juli 2021 als Steuerschuldner Umsätze nach § 3a Absatz 5 im Gemeinschafts-
gebiet erbracht und für diese Umsätze von § 18 Absatz 4c Gebrauch gemacht ha-
ben oder diese Umsätze in einem anderen Mitgliedstaat erklärt sowie die darauf 
entfallende Steuer entrichtet haben; Voraussetzung ist, dass die Vorsteuerbeträge 
im Zusammenhang mit Umsätzen nach § 3a Absatz 5 stehen. Die Sätze 5 und 6 
gelten auch nicht für Unternehmer, die nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässig 
sind, soweit sie im Besteuerungszeitraum (§ 16 Absatz 1 Satz 2) nach dem 
30. Juni 2021 als Steuerschuldner Lieferungen nach § 3 Absatz 3a Satz 1 inner-
halb eines Mitgliedstaates, Fernverkäufe nach § 3 Absatz 3a Satz 2, innergemein-
schaftliche Fernverkäufe nach § 3c Absatz 1 Satz 2 und 3, Fernverkäufe nach § 3c 
Absatz 2 oder 3 oder sonstige Leistungen an Empfänger nach § 3a Absatz 5 
Satz 1 im Gemeinschaftsgebiet erbracht und für diese Umsätze von den §§ 18i, 
18j oder 18k Gebrauch gemacht haben; Voraussetzung ist, dass die Vorsteuerbe-
träge mit Lieferungen nach § 3 Absatz 3a Satz 1 innerhalb eines Mitgliedstaates, 
Fernverkäufen nach § 3 Absatz 3a Satz 2, innergemeinschaftlichen Fernverkäufen 
nach § 3c Absatz 1 Satz 2 und 3, Fernverkäufen nach § 3c Absatz 2 oder 3 oder 
sonstigen Leistungen an Empfänger nach § 3a Absatz 5 Satz 1 im Zusammen-
hang stehen.“ 

12. In § 18e Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt und folgende 
Nummer 3 wird angefügt: 

„3. dem Betreiber im Sinne des § 25e Absatz 1 die Gültigkeit einer inländischen Um-
satzsteuer-Identifikationsnummer sowie den Namen und die Anschrift des liefern-
den Unternehmers im Sinne des § 25e Absatz 2 Satz 1.“ 

13. § 18h Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Ein im Inland ansässiger Unternehmer, der vor dem 1. Juli 2021 in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union Umsätze nach § 3a Absatz 5 erbringt, für die er 
dort die Steuer schuldet und Umsatzsteuererklärungen abzugeben hat, hat gegenüber 
dem Bundeszentralamt für Steuern nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch 
Datenfernübertragung anzuzeigen, wenn er an dem besonderen Besteuerungsverfah-
ren entsprechend Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 3 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates 
in der Fassung von Artikel 5 Nummer 15 der Richtlinie 2008/8/EG des Rates vom 
12. Februar 2008 zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG bezüglich des Ortes der 
Dienstleistung (ABl. L 44 vom 20.2.2008, S. 23) teilnimmt.“ 

14. Nach § 21 wird folgender § 21a eingefügt: 

„§ 21a 

Sonderregelungen bei der Einfuhr von Sendungen mit einem Sachwert von höchs-
tens 150 Euro 

(1) Bei der Einfuhr von Gegenständen in Sendungen mit einem Sachwert von 
höchstens 150 Euro aus dem Drittlandsgebiet, für die eine Steuerbefreiung nach § 5 
Absatz 1 Nummer 7 nicht in Anspruch genommen wird, kann die Person, die die Ge-
genstände im Inland für Rechnung der Person, für die die Gegenstände bestimmt sind 
(Sendungsempfänger), bei einer Zollstelle gestellt (gestellende Person), auf Antrag die 
Sonderregelung nach den Absätzen 2 bis 6 in Anspruch nehmen, sofern 

1. die Voraussetzungen für die Bewilligung eines Zahlungsaufschubs gemäß Arti-
kel 110 Buchstabe b des Zollkodex der Union erfüllt sind, 
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2. die Beförderung oder Versendung im Inland endet 

3. und die Sendung keine verbrauchsteuerpflichtigen Waren enthält.  

Der Antrag ist zusammen mit der Anmeldung zur Überlassung in den freien Verkehr zu 
stellen. 

(2) Die gestellende Person hat die Waren nach Maßgabe des Artikels 63d Unter-
absatz 2 der VO (EU) Nr. 282/2011 zur Festlegung von Durchführungsvorschriften zur 
Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 77 vom 
23.3.2011, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung für Rechnung des Sendungsemp-
fängers, zur Überlassung in den zollrechtlich freien Verkehr anzumelden. Für die An-
meldung ist entweder eine Standard-Zollanmeldung zu verwenden oder, soweit zuläs-
sig, eine Zollanmeldung für Sendungen von geringem Wert gemäß Artikel 143a der 
Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 der Kommission vom 28. Juli 2015 zur Ergän-
zung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
mit Einzelheiten zur Präzisierung von Bestimmungen des Zollkodex der Union (ABl. L 
343 vom 29.12.2015, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung. 

(3) Die entstandene Einfuhrumsatzsteuer wird in entsprechender Anwendung von 
Artikel 110 Buchstabe b des Zollkodex der Union aufgeschoben und dem Aufschub-
konto der gestellenden Person belastet. Eine Sicherheitsleistung ist nicht erforderlich, 
wenn die gestellende Person Zugelassener Wirtschaftsbeteiligter für zollrechtliche Ver-
einfachungen gemäß Artikel 38 Absatz 2 Buchstabe a des Zollkodex der Union ist oder 
die Voraussetzungen erfüllt für die Reduzierung einer Gesamtsicherheit gemäß Arti-
kel 95 Absatz 2 des Zollkodex der Union in Verbindung mit Artikel 84 Absatz 1 der De-
legierten Verordnung (EU) Nr. 2015/2446 der Kommission vom 28. Juli 2015 zur Er-
gänzung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates mit Einzelheiten zur Präzisierung von Bestimmungen des Zollkodex der Union. 

(4) Bei der Auslieferung hat der Sendungsempfänger die Einfuhrumsatzsteuer an 
die gestellende Person zu entrichten. Die gestellende Person, sofern sie nicht bereits 
Steuerschuldner ist, haftet für die Einfuhrumsatzsteuer, die auf Sendungen lastet, die 
ausgeliefert werden, ohne dass die Einfuhrumsatzsteuer vom Sendungsempfänger er-
hoben wurde. Dies gilt entsprechend für die Einfuhrumsatzsteuer auf Sendungen, de-
ren Verbleib die gestellende Person nicht nachweisen kann (abhandengekommene 
Sendungen). 

(5) Bis zum zehnten Tag des auf die Einfuhr folgenden Monats teilt die gestel-
lende Person der zuständigen Zollstelle nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz auf 
elektronischem Weg und unter Angabe der Registriernummern der jeweiligen Zollan-
meldungen mit, 

1. welche Sendungen im abgelaufenen Kalendermonat an die jeweiligen Sendungs-
empfänger ausgeliefert wurden (ausgelieferte Sendungen), 

2. die je Sendung vereinnahmten Beträge an Einfuhrumsatzsteuer, 

3. den Gesamtbetrag der vereinnahmten Einfuhrumsatzsteuer, 

4. welche Sendungen, die im abgelaufenen Kalendermonat und gegebenenfalls da-
vor eingeführt wurden, bis zum Ende des abgelaufenen Kalendermonats nicht aus-
geliefert werden konnten und sich noch in der Verfügungsgewalt der gestellenden 
Person befinden (noch nicht zugestellte Sendungen), 
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5. welche Sendungen, bei denen es nicht möglich war, sie dem Sendungsempfänger 
zu übergeben, im abgelaufenen Kalendermonat wiederausgeführt oder unter zoll-
amtlicher Überwachung zerstört oder anderweitig verwertet wurden (nicht zustell-
bare Sendungen), sowie 

6. welche Sendungen abhandengekommen sind und die darauf lastende Einfuhrum-
satzsteuer. 

Auf Verlangen der zuständigen Zollbehörden hat die gestellende Person den Verbleib 
der Sendungen nachzuweisen. Die Mitteilung nach Satz 1 hat die Wirkung einer Steu-
eranmeldung nach § 168 der Abgabenordnung, wobei die gestellende Person hinsicht-
lich des Gesamtbetrages nach Satz 1 Nummer 3 als Steuerschuldner gilt. Dieser ist zu 
dem für den Zahlungsaufschub gemäß Artikel 110 Buchstabe b des Zollkodex der 
Union geltenden Termin fällig und durch die gestellende Person an die Zollverwaltung 
zu entrichten. 

(6) Einfuhrumsatzsteuer für noch nicht zugestellte Sendungen bleibt dem Auf-
schubkonto belastet und wird in den folgenden Aufschubzeitraum vorgetragen. Ein-
fuhrumsatzsteuer für nicht zustellbare Sendungen gilt als nicht entstanden und wird 
aus dem Aufschubkonto ausgebucht, wenn ausgeschlossen ist, dass die Waren im 
Inland in den Wirtschaftskreislauf eingehen. Einfuhrumsatzsteuer, die auf abhanden-
gekommene Sendungen lastet, wird ebenfalls aus dem Aufschubkonto ausgebucht und 
vom zuständigen Hauptzollamt per Haftungsbescheid gegenüber der gestellenden 
Person geltend gemacht. Für Einfuhrumsatzsteuer, die auf ausgelieferten Sendungen 
lastet, ohne dass Einfuhrumsatzsteuer vom Sendungsempfänger der Sendung erho-
ben wurde, gilt Satz 3 entsprechend.“ 

15. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Der Unternehmer ist verpflichtet, zur Feststellung der Steuer und der 
Grundlagen ihrer Berechnung Aufzeichnungen zu machen. Diese Verpflichtung gilt 
in den Fällen des § 13a Absatz 1 Nummer 2 und 5, des § 13b Absatz 5 und des 
§ 14c Absatz 2 auch für Personen, die nicht Unternehmer sind, in den Fällen des 
§ 18k auch für den im Auftrag handelnden Vertreter und in den Fällen des § 21a 
für die gestellende Person. Ist ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb nach § 24 
Absatz 3 als gesondert geführter Betrieb zu behandeln, hat der Unternehmer Auf-
zeichnungspflichten für diesen Betrieb gesondert zu erfüllen. In den Fällen des 
§ 18 Absatz 4c und 4d sind die erforderlichen Aufzeichnungen vom Ende des Jah-
res an, in dem der Umsatz bewirkt wurde, zehn Jahre lang aufzubewahren und auf 
Anfrage des Bundeszentralamtes für Steuern auf elektronischem Weg zur Verfü-
gung zu stellen; in den Fällen des § 18 Absatz 4e sind die erforderlichen Aufzeich-
nungen vom Ende des Jahres an, in dem der Umsatz bewirkt wurde, zehn Jahre 
lang aufzubewahren und auf Anfrage der für das Besteuerungsverfahren zustän-
digen Finanzbehörde auf elektronischem Weg zur Verfügung zu stellen; in den 
Fällen des §§ 18i, 18j, 18k und 21a sind die erforderlichen Aufzeichnungen vom 
Ende des Jahres an, in dem der Umsatz oder Geschäftsvorgang bewirkt wurde, 
zehn Jahre lang aufzubewahren und auf Anfrage der im Inland oder im übrigen 
Gemeinschaftsgebiet für das besondere Besteuerungsverfahren oder für die Son-
derregelung zuständigen Finanzbehörde auf elektronischem Weg zur Verfügung 
zu stellen.“ 

b) In Absatz 2 Nummer 9 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt und 
folgende Nummer 10 wird angefügt: 
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„10. in den Fällen des § 21a Namen und Anschriften der Versender und der Sen-
dungsempfänger, die Bemessungsgrundlagen für die Einfuhr von Gegen-
ständen (§ 11), die hierzu von den Versendern, Sendungsempfängern und 
Dritten erhaltenen Informationen, sowie die Sendungen, die im abgelaufenen 
Kalendermonat an die jeweiligen Sendungsempfänger ausgeliefert wurden, 
die je Sendung vereinnahmten Beträge an Einfuhrumsatzsteuer, die Sendun-
gen, die noch nicht ausgeliefert werden konnten und sich noch in der Verfü-
gungsgewalt der gestellenden Person befinden, sowie die Sendungen, die 
wiederausgeführt oder unter zollamtlicher Überwachung zerstört oder ander-
weitig verwertet wurden.“ 

16. § 22f wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 22f 

Besondere Pflichten für Betreiber einer elektronischen Schnittstelle“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) In den Fällen des § 25e Absatz 1 hat der Betreiber für Lieferungen eines 
Unternehmers, bei denen die Beförderung oder Versendung im Inland beginnt o-
der endet, Folgendes aufzuzeichnen: 

1. den vollständigen Namen und die vollständige Anschrift des liefernden Unter-
nehmers, 

2. die elektronische Adresse oder Website des liefernden Unternehmers, 

3. die dem liefernden Unternehmer vom Bundeszentralamt für Steuern nach 
§ 27a erteilte Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, 

4. soweit bekannt, die dem liefernden Unternehmer von dem nach § 21 der Ab-
gabenordnung zuständigen Finanzamt erteilte Steuernummer, 

5. soweit bekannt, die Bankverbindung oder Nummer des virtuellen Kontos des 
Lieferers, 

6. den Ort des Beginns der Beförderung oder Versendung sowie den Bestim-
mungsort, 

7. den Zeitpunkt und die Höhe des Umsatzes, 

8. eine Beschreibung der Gegenstände und 

9. soweit bekannt, die Bestellnummer oder die eindeutige Transaktionsnummer. 

Unternehmer ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Geschäfts-
leitung im Inland, in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in 
einem Staat, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum an-
wendbar ist, haben mit der Antragstellung auf steuerliche Erfassung einen Emp-
fangsbevollmächtigten im Inland zu benennen. § 123 Satz 2 und 3 der Abgaben-
ordnung bleiben unberührt.“ 

c) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „dem elektronischen Marktplatz des Betrei-
bers“ durch die Wörter „der elektronischen Schnittstelle“ und die Wörter „Absatz 1 
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Satz 1 Nummer 1, 4 und 5“ durch die Wörter „Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 6 
bis 9“ ersetzt. 

d) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Wer mittels einer elektronischen Schnittstelle die Erbringung einer sons-
tigen Leistung an einen Empfänger nach § 3a Absatz 5 Satz 1 unterstützt, hat Auf-
zeichnungen nach Artikel 54c der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 282/2011 
des Rates vom 15. März 2011 (ABl. L 77 vom 23.3.2011, S. 1) zu führen. Das 
gleiche gilt in den Fällen des § 3 Absatz 3a.“ 

e) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die nach den Absätzen 1 bis 3 vorzuhaltenden Aufzeichnungen sind vom Ende 
des Jahres an, in dem der Umsatz bewirkt wurde, zehn Jahre lang aufzubewahren 
und auf Anforderung des Finanzamtes elektronisch zu übermitteln.“ 

f) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wird wie folgt gefasst: 

„(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften zum Datenübermittlungs-
verfahren nach Absatz 4 Satz 1 zu erlassen.“ 

17. § 25e wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 25e 

Haftung beim Handel über eine elektronische Schnittstelle“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Wer mittels einer elektronischen Schnittstelle die Lieferung eines Gegen-
standes unterstützt (Betreiber), haftet für die nicht entrichtete Steuer aus dieser 
Lieferung; dies gilt nicht in den Fällen des § 3 Absatz 3a.“ 

c) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Betreiber haftet nicht nach Absatz 1, wenn der liefernde Unternehmer im 
Sinne von § 22f Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 im Zeitpunkt der Lieferung über eine 
gültige, ihm vom Bundeszentralamt für Steuern nach § 27a erteilte Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer verfügt.“ 

d) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „auf dem elektronischen Marktplatz“ durch 
die Wörter „auf der elektronischen Schnittstelle“ ersetzt. 

e) In Absatz 4 Satz 3 werden die Wörter „über seinen elektronischen Marktplatz“ 
durch die Wörter „über seine elektronische Schnittstelle“ ersetzt. 

f) Die Absätze 5 und 6 werden wie folgt gefasst: 

„(5) Eine elektronische Schnittstelle im Sinne dieser Vorschrift ist ein elektro-
nischer Marktplatz, eine elektronische Plattform, ein elektronisches Portal oder 
Ähnliches. 
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(6) Unterstützen im Sinne dieser Vorschrift bezeichnet die Nutzung einer 
elektronischen Schnittstelle, um es einem Leistungsempfänger und einem liefern-
den Unternehmer, der über eine elektronische Schnittstelle Gegenstände zum Ver-
kauf anbietet, zu ermöglichen, in Kontakt zu treten, woraus eine Lieferung von Ge-
genständen an diesen Leistungsempfänger resultiert. Der Betreiber einer elektro-
nischen Schnittstelle unterstützt die Lieferung von Gegenständen jedoch dann 
nicht im Sinne dieser Vorschrift, wenn er weder unmittelbar noch mittelbar: 

1. irgendeine der Bedingungen für die Lieferung der Gegenstände festlegt, 

2. an der Autorisierung der Abrechnung mit dem Leistungsempfänger bezüglich 
der getätigten Zahlungen beteiligt ist, und 

3. an der Bestellung oder Lieferung der Gegenstände beteiligt ist. 

Ein Unterstützen im Sinne dieser Vorschrift liegt auch dann nicht vor, wenn der 
Betreiber der elektronischen Schnittstelle lediglich eine der folgenden Leistungen 
anbietet: 

1. die Verarbeitung von Zahlungen im Zusammenhang mit der Lieferung von Ge-
genständen, 

2. die Auflistung von Gegenständen oder die Werbung für diese, oder 

3. die Weiterleitung oder Vermittlung von Leistungsempfängern an andere elekt-
ronische Schnittstellen, über die Gegenstände zum Verkauf angeboten wer-
den, ohne dass eine weitere Einbindung in die Lieferung besteht.“ 

18. In § 25f Absatz 1 Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe „§§ 26b, 26c“ durch die An-
gabe „§§ 26a, 26c“ ersetzt. 

19. § 26a wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 1 vorangestellt: 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 18 Absatz 1 Satz 4, Absatz 4 
Satz 1 oder 2, Absatz 4c Satz 2, Absatz 4e Satz 4 oder Absatz 5a Satz 4, § 18i 
Absatz 3 Satz 3, § 18j Absatz 4 Satz 3 oder § 18k Absatz 4 Satz 3 eine Voraus-
zahlung, einen Unterschiedsbetrag oder eine festgesetzte Steuer nicht, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig entrichtet.“ 

b) Die bisherigen Absätze 1 bis 3 werden die Absätze 2 bis 4. 

c) Der neue Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 mit einer Geld-
buße bis zu dreißigtausend Euro, in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 3 mit ei-
ner Geldbuße bis zu tausend Euro, in den übrigen Fällen des Absatzes 2 mit einer 
Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet werden.“ 

d) Im neuen Absatz 4 wird die Angabe „Absatzes 1“ durch die Angabe „Absatzes 2“ 
ersetzt. 

20. § 26b wird aufgehoben. 

21. § 26c wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
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„§ 26c 

Strafvorschriften“. 

b) Die Angabe „§ 26b“ wird durch die Angabe „§ 26a Absatz 1“ ersetzt. 

22. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 25 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Das Bundesministerium der Finanzen teilt den Beginn, ab dem Daten nach 
§ 22f Absatz 5 auf Anforderung zu übermitteln sind durch ein im Bundessteu-
erblatt zu veröffentlichendes BMF-Schreiben mit.“ 

bb) Satz 3 wird aufgehoben. 

b) Folgender Absatz 33 wird angefügt: 

„(33) Die §§ 3 und 3a Absatz 5, die §§ 3c, 4, 5, 11, 13 Absatz 1 Nummer 1 
Buchstaben f bis i, § 14a Absatz 2, § 16 Absatz 1c bis 1e, § 18 Absatz 1, 3 und 9, 
§§ 21a, 22, 22f und 25e in der Fassung des Artikels 11 des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S. ...) [eintragen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes] sind erstmals auf Umsätze und Einfuhren anzuwenden, die 
nach dem 30. Juni 2021 ausgeführt werden. § 13 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe d 
und e, § 16 Absatz 1a und 1b, § 18 Absatz 4c bis 4e und § 18h sind letztmalig auf 
Umsätze anzuwenden, die vor dem 1. Juli 2021 ausgeführt werden.“ 

Artikel 12 

Weitere Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 
(BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 11 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1c Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird das Wort „oder“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch das Wort „oder“ ersetzt. 

c) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. im Inland stationierte Streitkräfte anderer Mitgliedsstaaten, die an einer Ver-
teidigungsanstrengung teilnehmen, die zur Durchführung einer Tätigkeit der 
Union im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
unternommen wird.“ 

2. § 4 Nummer 7 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe c wird das Wort „und“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 
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bb) In Buchstabe d wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

cc) Folgende Buchstaben e und f werden angefügt: 

„e) an Streitkräfte eines anderen Mitgliedstaates, wenn die Umsätze für den 
Gebrauch oder Verbrauch durch die Streitkräfte, ihres zivilen Begleitper-
sonals oder für die Versorgung ihrer Kasinos oder Kantinen bestimmt 
sind und die Streitkräfte an einer Verteidigungsanstrengung teilnehmen, 
die zur Durchführung einer Tätigkeit der Union im Rahmen der Gemein-
samen Sicherheits- und Verteidigungspolitik unternommen wird und 

f) an die in dem Gebiet eines anderen Mitgliedstaates stationierten Streit-
kräfte eines Mitgliedstaates, wenn die Umsätze nicht an die Streitkräfte 
des anderen Mitgliedstaates ausgeführt werden, die Umsätze für den 
Gebrauch oder Verbrauch durch die Streitkräfte, ihres zivilen Begleitper-
sonals oder für die Versorgung ihrer Kasinos oder Kantinen bestimmt 
sind und die Streitkräfte an einer Verteidigungsanstrengung teilnehmen, 
die zur Durchführung einer Tätigkeit der Union im Rahmen der Gemein-
samen Sicherheits- und Verteidigungspolitik unternommen wird.“ 

b) In den Sätzen 2, 3 und 5 werden jeweils die Wörter „Buchstabe b bis d“ durch die 
Wörter „Buchstabe b bis d und f“ ersetzt. 

3. § 5 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt. 

b) Folgende Nummer 8 wird angefügt: 

„8. von Gegenständen durch die Streitkräfte anderer Mitgliedstaaten für den ei-
genen Gebrauch oder Verbrauch oder für den ihres zivilen Begleitpersonals 
oder für die Versorgung ihrer Kasinos oder Kantinen, wenn diese Streitkräfte 
an einer Verteidigungsanstrengung teilnehmen, die zur Durchführung einer 
Tätigkeit der Union im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik unternommen wird.“ 

Artikel 13 

Änderung der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 

Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. Februar 2005 (BGBl. I S. 434), die zuletzt durch Artikel 5 der Verordnung vom 25. 
Juni 2020 (BGBl. I S. 1495) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 5 wie folgt gefasst: 

„§ 5 (weggefallen)“. 

2. § 5 wird aufgehoben. 

3. § 59 Satz 1 Nummer 4 und 5 wird durch folgende Nummern 4 bis 6 ersetzt: 

„4. im Inland als Steuerschuldner vor dem 1. Juli 2021 nur Umsätze im Sinne des 
§ 3a Absatz 5 des Gesetzes erbracht und von dem Wahlrecht nach § 18 Ab-
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satz 4c des Gesetzes Gebrauch gemacht hat oder diese Umsätze in einem ande-
ren Mitgliedstaat erklärt sowie die darauf entfallende Steuer entrichtet hat oder 
nach dem 30. Juni 2021 nur sonstige Leistungen an Empfänger nach § 3a Ab-
satz 5 Satz 1 des Gesetzes erbracht und von dem Wahlrecht nach § 18i des Ge-
setzes Gebrauch gemacht hat, 

5. im Inland als Steuerschuldner vor dem 1. Juli 2021 nur Umsätze im Sinne des 
§ 3a Absatz 5 des Gesetzes erbracht und von dem Wahlrecht nach § 18 Ab-
satz 4e des Gesetzes Gebrauch gemacht hat oder nach dem 30. Juni 2021 nur 
Lieferungen nach § 3 Absatz 3a Satz 1 des Gesetzes innerhalb eines Mitglied-
staates, innergemeinschaftliche Fernverkäufe nach § 3c Absatz 1 Satz 2 und 3 
des Gesetzes sowie sonstige Leistungen an Empfänger nach § 3a Absatz 5 
Satz 1 des Gesetzes erbracht und von dem Wahlrecht nach § 18j des Gesetzes 
Gebrauch gemacht hat oder 

6. im Inland als Steuerschuldner nur Fernverkäufe nach § 3 Absatz 3a Satz 2 und 
§ 3c Absatz 2 und 3 des Gesetzes erbracht und von dem Wahlrecht nach § 18k 
des Gesetzes Gebrauch gemacht hat.“ 

Artikel 14 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Ap-
ril 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Dezem-
ber 2019 (BGBl. I S. 2875) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 3 wird nach den Wörtern „Oberbehörden nach Nummer 2“ 
die Wörter „oder andere nach Landesrecht eingerichtete Mittelbehörden“ einge-
fügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Oberfinanzdirektion“ durch das Wort „Mittelbe-
hörde“ ersetzt. 

2. In § 2a Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „den Oberfinanzdirektionen“ durch das Wort 
„diesen“ ersetzt. 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt und wird 
folgende Nummer 45 angefügt: 

„45. Mitwirkung bei der Festlegung der Einzelheiten der Risikomanagementsys-
teme zur Gewährleistung eines bundeseinheitlichen Vollzugs auf dem Gebiet 
der Steuern, die von den Landesfinanzbehörden im Auftrag des Bundes ver-
waltet werden.“ 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Soweit durch Absatz 1 Aufgaben der Steuerverwaltung übertragen wur-
den, ist hiervon auch die Durchführung von Vorfeldermittlungen nach § 208 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 3 der Abgabenordnung umfasst. Dies gilt nicht für Fälle des 
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